
Einführung und Überblick 

1. Vorbemerkung 
Arbeitgeber, Arbeitnehmer, Personalleiter, Personalsachbearbeiter und Betriebsräte, aber auch Ange­
hörige der Steuer- und wirtschaftsberatenden Berufe benötigen bei Fragen zur Beendigung eines Ar­
beitsverhältnisses schnelle und zuverlässige Unterrichtung, zumal als juristische Laien. Insbesondere 
in den Personalbüros stehen insoweit oft zügig zu treffende Entscheidungen an, die keinen langen 
Aufschub dulden. Dabei kommt es darauf an, die Problemsituationen und Zweifelsfragen zu erkennen 
und zutreffend zu entscheiden. 

2 Diesen Zielen dient der vorliegende Ratgeber. Mit ihm wird versucht, unter Vernachlässigung wissen­
schaftlicher Kontroversen für die Praktiker des Arbeitsrechts einen Weg durch den .,Dschungel" ar­
beitsrechtlicher Kündigungsvorschriften und Kündigungsgrundsätze zu zeigen, aufbauend auf gesi­
cherten Entscheidungen insbesondere des Bundesarbeitsgerichts. 

Berücksichtigt sind die bis August 2016 veröffentlichte Rechtsprechung zum Arbeitsrecht und die neue 
Gesetzeslage, die sich aus Gesetzesänderungen seit der 5. Auflage ergibt. 

Insbesondere werden die Regelungen des am 18. August 2006 in Kraft getretenen Allgemeinen Gleich­
behandlungsgesetzes (AGG) mit seinen Diskriminierungsmerkmalen, Rechtfertigungsgründen und 
Folgen der Ungleichbehandlung (~ Rz. 133 ff.) ausführlich vorgestellt. 

Ferner werden die Bestimmungen des Mindestlohngesetzes (~ Rz. 804 ff.) erläutert, durch welches mit 
Wirkung ab dem 1. Januar 2015 ein gesetzlicher Mindestlohn eingeführt wurde. 

3 Kernstück des Leitfadens ist das ABC der Kündigung. Die aufgenommenen Stichwörter sind in ihrer 
Bedeutung für die Kündigung des Arbeitsverhältnisses erläutert und durch Querverweise auf andere 
Stichwörter und Textstellen im Leitfaden ergänzt. Regelmäßig finden sich in der Bearbeitung Praxis­
hinweise, Checklisten, Muster und Angaben zu einschlägiger Rechtsprechung. 

4 Für ein praxisorientiertes Nachschlagewerk ist im Sinne der Benutzerfreundlichkeit Wert gelegt wor­
den auf eine auch für den Nichtjuristen verständliche Darstellung, viele erläuternde Beispiele, Formu­
lierungsvorschläge, Praxishinweise sowie ein ausführliches Stichwortregister. Der Anhang enthält in 
Auszügen die wichtigsten Gesetzesvorschriften aus dem Bereich des Kündigungsrechts. 

II. Oberblick 

1. Beendigung des Arbeitsverhältnisses ohne Kündigung 
5 Die Kündigung des Arbeitsverhältnisses durch den Arbeitgeber umfasst nach Anzahl und Bedeutung 

die wichtigsten Probleme der Beendigung des Arbeitsverhältnisses. Gleichwohl darf die Darstellung 
der sonstigen Tatbestände der Beendigung des Arbeitsverhältnisses ohne Kündigung nicht vernachläs­
sigt werden, zumal durch sie eine oft schwierige (gerichtliche) Kündigungsauseinandersetzung vermie­
den werden kann. 

Als wichtigste sonstige Beendigungstatbestände kommen in Frage: 

Aufhebungsvertrag (~ Rz. 240 ff.), 

befristeter Arbeitsvertrag (~ Rz. 404 ff), 

Berufsunfähigkeit und Erwerbsunfähigkeit(~ Rz. 435), 

Erreichen der Altersgrenze(~ Rz. 954 ff.). 

2. Die Kündigungserklärung 
6 Voraussetzung für die einseitige Beendigung des Arbeitsverhältnisses ist eine eindeutige und zweifels­

freie Kündigungserklärung durch den Kündigenden. 

Als wichtige Voraussetzungen sind u.a. zu beachten: 

Inhalt und Form der Kündigung(~ Rz. 758), 

Zugang der Kündigung (~ Rz. 1385), 

Zeitpunkt der Kündigung (~ Rz. 761 f.), 

Vollmacht(~ Rz. 1272). 

3. Arten der Kündigung 
Zu unterscheiden ist zunächst zwischen der Kündigung durch den Arbeitnehmer(~ Rz. 586 ff.) und 
der Kündigung durch den Arbeitgeber. Bei der Kündigung durch den Arbeitgeber sind darüber hinaus 
insbesondere zu unterscheiden die ordentliche (fristgerechte) Kündigung(~ Rz. 628 f.) von der außer-
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ordentlichen (fristlosen) Kündigung (~ Rz. 630 ff.) sowie von diesen vorstehend genannten lösenden 
Kündigungen der Sonderfall der Änderungskündigung(~ Rz. 111 ff.) . Schließlich sind die Möglichkei­
ten der Umdeutung von unwirksamen Kündigungserklärungen des Arbeitgebers einzubeziehen 
H Rz. 1200 ff.). 

4. Kündigungsfristen 
8 Für die ordnungsgemäße fristwahrende Beendigung eines Arbeitsverhältnisses durch Arbeitgeber oder 

Arbeitnehmer muss der Kündigende die für seinen Arbeitsvertrag geltenden Kündigungsfristen ken­
nen und deren Berechnung zutreffend vornehmen. 

Das Konkurrenzverhältnis von 

gesetzlichen Kündigungsfristen (~ Rz. 761 ff.), 

tariflichen Kündigungsfristen(~ Rz. 766 ff.) und 

vertraglichen Kündigungsfristen (~ Rz. 773 ff.) 

ist zu beachten. 

5. Allgemeiner Kündigungsschutz 
9 Der allgemeine Kündigungsschutz umfasst den Schutz des Arbeitnehmers vor Kündigungen des Ar­

beitsverhältnisses durch den Arbeitgeber, so weit sein Arbeitsverhältnis den Vorschriften des Kündi­
gungsschutzgesetzes unterliegt. Hierzu sind zu beachten: 

die Voraussetzungen des Kündigungsschutzes (~ Rz. 775 ff.). 

die Grundzüge sozial rechtfertigender Kündigungsgründe für personenbedingte (~ Rz. 909), ver­
haltensbedingte (~ Rz. 1261) und betriebsbedingte Kündigungen(~ Rz. 447), 

die Besonderheiten des allgemeinen Kündigungsschutzes bei Änderungskündigungen (~ Rz. 
111ft.). 

6. Besonderer Kündigungsschutz 
10 Bestimmte Personengruppen genießen über den allgemeinen Kündigungsschutz hinaus besonderen 

Kündigungsschutz, teilweise in Form absoluter Kündigungsverbote, teilweise durch Kündigungsver­
bote mit Genehmigungsvorbehalt, teilweise durch besondere Formerfordernisse für den Anspruch 
einer wirksamen Kündigung. Folgende Besonderheiten sind zu beriicksichtigen: 

die Beendigung und Kündigung des Berufsausbildungsverhältnisses (~ Rz. 331 ff.), 

der besondere Kündigungsschutz für Schwerbehinderte(~ Rz. 995 ff.), 

der besondere Kündigungsschutz bei Wehrdienst(~ Rz. 1408 ff.), 

der besondere Kündigungsschutz nach dem Mutterschutzgesetz (~ Rz. 819) und in Elternzeit 
(~ Rz. 609 ff.), 

der besondere Kündigungsschutz für Betriebsratsmitglieder und ähnliche Personen(~ Rz. 485 ff.), 
die Kündigung bei Betriebsübergang nach§ 613a BGB (~ Rz. 500 ff.). 

7. Beteiligung des Betriebsrats bei Kündigungen 
11 In Betrieben, in denen ein Betriebsrat gewählt ist, ist vor jeder Kündigung das Anhörungsverfahren 

gern. § 102 BetrVG durchzuführen, in welchem der Betriebsrat unter Mitteilung der Kündigungsgrunde 
zur beabsichtigten Kündigung eines Arbeitsverhältnisses angehört werden muss. 

Hier sind insbesondere zu beachten: 

die anhörungspflichtigen Kündigungen(~ Rz. 468 ff .), 

Beginn und Abschluss des Anhörungsverfahrens (~ Rz. 472 ff.), 
die Unterrichtungspflichten des Arbeitgebers (~ Rz. 477 ff.), 

die Bedeutung der Stellungnahme insbesondere des Widerspruchs des Betriebsrats im Anhörungs­
verfahren (~ Rz. 468 ff.). 

Die weiter gehenden Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats bei außerordentlichen Kündigungen von 
Funktionsträgem wie Betriebsräten und ähnlichen Personen(~ Rz. 496 ff.) sind ebenfalls dargestellt. 

8. Der Kündigungsschutzprozess 
12 In Zusammenhang mit dem Ablauf des Kündigungsschutzprozesses und der gerichtlichen Auseinan­

dersetzung über die Wirksamkeit der ausgesprochenen Kündigung sind von Bedeutung; 

die ordnungsgemäße fristwahrende Klageerhebung (~ Rz. 781 ff.), 

die Möglichkeiten der nachträglichen Zulassung einer Kündigungsschutzklage (~ Rz. 783 ff .). 
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die Verhandlung vor dem Arbeitsgericht und die Beendigung: gütliche Einigung, arbeitsgerichtli­
ehe Vergleich(~ Rz. 1260 ff.) oder Auflösungsurteil (~ Rz. 307). 

9. Rechtsfolgen für den Arbeitsvertrag nach Beendigung des Kündigungsschutzrechtsstreits 
13 Die Kündigung des Arbeitsverhältnisses führt oftmals auch bei Klageerhebung faktisch zumindest vo­

rübergehend zur Unterbrechung des Arbeitsvertrages. Ebenso sind Fälle denkbar, in denen es wegen 
der Klageerhebung vorübergehend zur Weiterbeschäftigung des Arbeitnehmers kommt. 

Erst mit rechtskräftigem Abschluss des Kündigungsschutzrechtsstreits steht aber fest, wie nunmehr 
das Arbeitsverhältnis zwischen Kündigung und Beendigung des Kündigungsschutzprozesses ord­
nungsgemäß abzurechnen und abzuwickeln ist. 

Die jeweiligen Rechtsfolgen für den Arbeitsvertrag nach der Beendigung des Kündigungsschutzrechts­
streits werden durch die unterschiedlichen Beendigungsmöglichkeiten wie dem abweisenden Urteil 
oder dem obsiegenden Urteil(~ Rz. 1303) bestimmt. 

10. Die Weiterbeschäftigung 
14 Der Anspruch des Arbeitnehmers auf Weiterbeschäftigung nach einer Kündigung während eines lau­

fenden Kündigungsschutzprozesses ist nach wie vor problematisch für die betriebliche Praxis. Hieran 
haben auch zwischenzeitlich ergangene grundlegende Entscheidungen des Bundesarbeitsgerichts 
nichts geändert. 

Die Rechtsprechung des BAG und die besonderen Probleme der Weiterbeschäftigung nach einer Kün­
digung sind ebenso zu beachten wie auch der Weiterbeschäftigungsanspruch nach § 102 Abs. 5 
BetrVG H Rz. 1293 ff.). 

11. Das Zeugnis 
15 Häufig besteht nach der Beendigung eines Arbeitsverhältnisses noch der Anspruch auf ein Zeugnis 

(~ Rz. 1361 ff.). Aber auch im laufenden Arbeitsverhältnis kann ein Anspruch auf ein Zwischenzeugnis 
(~ Rz. 1365) begründet sein. 
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Abfindung/Agentur für Arbeit 
~ Aufhebungsvertrag/Agentur für Arbeit 

1. Vorbemerkung 

16 Die Beendigung des Arbeitsverhältnisses bei 
Zahlung einer Abfindung scheint für den Arbeit­
nehmer vorteilhaft in steuerlicher und sozialver­
sicherungsrechtlicher Hinsicht. Allerdings darf 
nicht übersehen werden, dass im Bereich der Ar­
beitslosenversicherung eine wegen der Beendi­
gung des Arbeitsverhältnisses zu zahlende Ab­
findung, Entschädigung oder ähnliche Leistung 
(Entlassungsentschädigung) u.U. auf das Ar­
beitslosengeld angerechnet werden kann. 

2. Die Anrechnung der Abfindung nach 
§ 158 SGB 111 

17 Voraussetzung für die Anwendung des § 158 
SGB III (§ 143a SGB III a.F.) ist neben der Verein­
barung einer Abfindung oder einer ähnlichen 
Leistung, dass das Arbeitsverhältnis ohne Ein­
haltung der ordentlichen Kündigungsfrist been­
det worden ist. Dies bedeutet umgekehrt, dass 
die Arbeitsverwaltung keine Möglichkeit des Zu­
griffs auf eine vereinbarte Abfindung besitzt, 
wenn z.B. im Aufhebungsvertrag die ordentliche 
Kündigungsfrist eingehalten worden ist. Insoweit 
prüft das Arbeitsamt allerdings den Eintritt einer 
Sperrzeit (~ Rz. 232 ff.). 

a) Ruhen bis zum Ablauf der Kündigungsfrist 

18 Ist das Arbeitsverhältnis z.B. durch Aufhebungs­
vertrag ohne Einhaltung der ordentlichen Kündi­
gungsfrist beendet worden, so bestimmt die ge­
nannte Vorschrift, dass der Anspruch des Arbeit­
nehmers auf Arbeitslosengeld vom Ende des 
Arbeitsverhältnisses an bis zu dem Tag ruht, an 
dem es bei Einhaltung der ordentlichen Kündi­
gungsfrist, gerechnet vom Tag der Aufhebungs­
vereinbarung an, geendet hätte. Insoweit kommt 
es also auf die in dem betreffenden Arbeitsver­
hältnis für den Arbeitgeber geltende Kündi­
gungsfrist an, wie sie sich aus gesetzlichen Kün­
digungsvorschriften oder aus Tarifvertrag oder 
aus dem Einzelarbeitsvertrag ergibt. Hierzu ge­
hört auch, dass der Beendigungsterrnin beachtet 
wird (z.B. Monatsende oder Quartalsende). 

Der Ruhezeitraum verlängert sich im Falle einer 
gewährten oder vom Arbeitnehmer zu beanspru­
chenden Urlaubsahgeltung um die Zeit des ab­
gegoltenen bzw. abzugeltenden Urlaubs, § 158 
Abs. 1 Satz 5 SGB III. 

Die Ruhezeit wegen des vorzeitig aufgelösten 
Arbeitsverhältnisses beginnt .. von dem Ende des 
Arbeitsverhältnisses an", d.h. mit dem auf die 
vorzeitige Auflösung folgenden Tag. Dies gilt 
auch dann, wenn im Anschluss an die vorzeitige 
Beendigung ein zulässig befristetes Anschlussar­
beitsverhältnis mit dem gleichen Arbeitgeber 
begründet worden ist, mit sich aus diesem Ar-

beitsverhältnis nach dessen Beendigung erge­
bender erneuter Meldung als arbeitslos (BSG v. 
15.2.2000, B 11 AL 45/99 R. NZA-RR 2001, 328). 

Der Zeitraum des Ruhens des Arbeitslosengeldes 19 
ist nach § 158 Abs. 2 Satz 1 SGB III auf längstens 
ein Jahr begrenzt. 

Das Ruhen des Anspruchs auf Arbeitslosengeld 
wird im Übrigen nicht dadurch berührt, dass der 
Arbeitnehmer im Ruhenszeitraum wegen langer 
Arbeitsunfähigkeit kein Entgelt vom Arbeitgeber 
beanspruchen könnte (BSG v. 20.1.2000, B 7 AL 
48/99 R, b+p 2001, 377). 

Andererseits: Ruht der Anspruch auf Arbeitslo­
sengeld wegen vorzeitiger Beendigung des Ar­
beitsverhältnisses und Anspruchs auf Abfindung 
und erhält der Arbeitnehmer die Abfindung tat­
sächlich nicht, hat er nach § 158 Abs. 4 Satz 1 
SGB III Anspruch auf Arbeitslosengeld auch für 
die Zeit, in der der Anspruch an sich ruht 
(Gleichwohlgewährung); dafür geht der An­
spruch auf Abfindung auf die Agentur für Arbeit 
über. An den Arbeitnehmer nachträglich vom Ar­
beitgeber befreiend geleistete Abfindungszah­
lungen muss der Arbeitnehmer an die Agentur 
für Arbeit erstatten, § 158 Abs. 4 Satz 2 SGB III. 

Der Anspruch auf Abfindung führt schließlich 
auch dann zu einem Ruhen des Anspruchs auf 
Arbeitslosengeld, wenn das Arbeitsverhältnis 
(arbeitsrechtlich) formal aufrechterhalten wird, 
aber nach sozialversicherungsrechtlichen Krite­
rien das Beschäftigungsverhältnis wegfällt, § 158 
Abs. 3 SGB III. Zu den Unterschieden im Arbeits­
und Sozialversicherungsrecht (~ Rz. 32 und 
~Rz. 63). 

b) Ausgeschlossene Kündigung (Unkündbarkeit) und 
Befristung 

Ist die ordentliche Kündigung des Arbeitsver- 20 
hältnisses zeitlich unbegrenzt ausgeschlossen 
-dies muss nach der vertraglichen oder tarifver­
tragliehen Regelung im Einzelfall ggf. durch 
Auslegung ermittelt werden -, so gilt fiktiv eine 
Kündigungsfrist von 18 Monaten, § 158 Abs. 1 
Satz 3 Nr. 1 SGB III. Ein solcher Ausschluss der 
ordentlichen Kündigung ist nicht selten tarifver­
traglich für ältere Arbeitnehmer mit längerer Be­
triebszugehörigkeit vorgesehen. Die Jahresfrist 
für die Längstdauer des Ruhens wird dadurch 
nicht berührt; der Lauf der Kündigungsfrist be­
ginnt ja auch schon mit Ausspruch der Kündi­
gung. 

Ist die ordentliche Kündigung des Arbeitsver- 21 
hältnisses nur zeitlich begrenzt ausgeschlossen, 
beispielsweise im Hinblick auf eine Schwanger­
schaft nach § 9 MuSchG oder im Hinblick auf ein 
Betriebsratsamt nach § 15 KSchG, so gilt fiktiv 
dennoch die ordentliche reguläre Kündigungs­
frist, die zur Vermeidung des Ruhens eingehal­
ten werden muss, vgl. § 158 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 
SGB III. 
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sicherung besteht allerdings nicht für den ersten 
Monat einer Sperrzeit nach § 159 SGB III, vgl. § 5 
Abs. 1 Nr. 2 SGB V. In einem derartigen Fall wird 
der Arbeitnehmer gut beraten sein, wenn er sich 
seinen Versicherungsschutz in der gesetzlichen 
Krankenversicherung durch eine freiwillige 
Weiterversicherung aufrechterhält. Freilich trägt 
der Arbeitnehmer bei einer freiwilligen Weiter­
versicherung alleine die Versicherungsbeiträge. 

Ist eine derartige Konstellation- Ruhen des An­
spruchs auf Arbeitslosengeld - abzusehen, so 
empfiehlt sich eine Berücksichtigung im Aufhe­
bungsvertrag, sei es im Sinne einer hinausge­
schobenen Beendigung, sei es im Sinne der Be­
rücksichtigung der Kosten einer freiwilligen Wei: 
terversicherung. 

Insoweit kann auch die Tatsache zu berücksichti­
gen sein, dass nach § 19 SGB V für den ersten 
Monat eines ruhenden Krankenversicherungs­
schutzes nach vorausgegangenem Beschäfti­
gungsverhältnis ein sog. nachgehender Leis­
tungsanspruch gegenüber der Krankenversiche­
rung besteht. Dieser setzt allerdings voraus, dass 
es sich um eine gesetzliche Pflichtversicherung 
in der Krankenversicherung handelte. 

Aufhebungsvertrag/Steuerrecht 

---7 Abfindung/Steuerrecht 

Auflösungsurteil 
---7 Abfindung/ Arbeitsrecht 

In Anbetracht der umfangreichen Ausführungen 
zu diesem Stichwort wird die folgende Übersicht 
als Orientierungshilfe vorangestellt. 

Rz. 
1. Begriffliches.................................................. 307 

2. Sozialwidrigkeit der Kündigung ................. 308-309 
3. Aus anderen Gründen unwirksame Kün-

digung ........................................................... 310-312 

a} Auflösungsantrag des Arbeitnehmers 311 

b} Auflösungsantrag des Arbeitgebers .... 312 
4. Speziell: Sozialwidrigkeit und Rücknahme 

der Kündigung............................................. 313 

5. Zeitpunkt der Antragstellung ..................... 314 

6. Auflösungsantrag des Arbeitnehmers ........ 315-318 

a} Unzumutbarkeitsfragen ........................ 315-316 

b} Beweisfragen......................................... 317 

c} Neue Arbeitsstelle kein Auflösungs-
grund...................................................... 318 

7. Auflösungsantrag des Arbeitgebers ........... 319-320 

8. Auflösungsantrag bei leitenden Angestell-
ten.................................................................. 321 

9. Auflösungsantrag beider Parteien .............. 322-323 

10. Die Auflösungsentscheidung des Ge-
richts/ Auflösungszeitpunkt .. .. .. .. .... .. .... .. .. ... 324 

11. Sonstige Auflösungsfragen ........................ . 

12. Die Abfindungsentscheidung des Gerichts 

88 
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1. Begriffliches 

Bei Erfüllung der gesetzlichen Voraussetzungen 307 
für die Anwendbarkeit des Kündigungsschutzge­
setzes (---7 Rz. 775 ff.) kann jede Kündigung vom 
Arbeitnehmer auf ihre soziale Rechtfertigung hin 
überprüft werden. 

Erweist sich im Kündigungsschutzrechtsstreit 
eine Kündigung als nicht sozial gerechtfertigt, 
so kann unter bestimmten Voraussetzungen die 
Aufhebung des Arbeitsverhältnisses durch ge­
richtliches Urteil beantragt werden. 

Die Voraussetzungen für ein gerichtliches Auflö­
sungsurteil sind Folgende: 

Unwirksamkeit der Kündigung wegen Sozi­
alwidrigkeit mit entsprechendem gerichtli­
chen Urteil 

Auflösungsantrag von Arbeitnehmer oder/ 
und Arbeitgeber 

Unzumutbarkeit der Fortsetzung des Arbeits­
verhältnisses bzw. einer weiteren Zusam­
menarbeit mit gerichtlicher Entscheidung der 
Auflösung des Arbeitsverhältnisses. 

Wichtig also insoweit vorab: Ohne Auflösungs­
antrag von Arbeitnehmer oder Arbeitgeber oder 
beider Vertragsparteien kann das Arbeitsgericht 
das Arbeitsverhältnis nicht gegen Zahlung einer 
Abfindung auflösen! 

2. Sozialwidrigkeit der Kündigung 

Voraussetzung für eine gerichtliche Auflösungs- 308 
entscheidung gegen Zahlung einer Abfindung ist 
zunächst, dass die vom Arbeitgeber ausgespro­
chene Kündigung sozial ungerechtfertigt ist i.S.v. 
§ 1 Abs. 2 KSchG. Ein Antrag auf Auflösung des 
Arbeitsverhältnisses gegen Zahlung einer Ab­
findung kann demnach immer nur in Verbindung 
mit einer erfolgreichen Feststellungsklage nach 
§ 4 KSchG zur Zahlung einer Abfindung führen. 

Dies bedeutet zunächst, dass bei einer Kündi­
gung außerhalb des Anwendungsbereiches des 
Kündigungsschutzgesetzes ein Auflösungs- und 
Abfindungsantrag unzulässig ist. 

Beispiel: 

Ein Arbeitnehmer wird nach dreimonatiger Dauer 
des Arbeitsverhältnisses fristgerecht gekündigt, 
nach seiner Meinung ohne triftige Kündigungs­
gründe. 

Ein Arbeitnehmer in einem Betrieb mit regelmäßig 
drei beschäftigten Arbeitnehmern wird nach fünf­
jähriger Dauer des Arbeitsverhältnisses wegen 
Schlechtleistung fristgerecht gekündigt, nach sei­
ner Meinung zu Unrecht. 

In diesen beiden Fällen steht das Arbeitsverhältnis 
nicht unter dem Schutz des Kündigungsschutzge­
setzes, so dass die Kündigung nicht im Rechtssinne 
sozialwidrig sein kann. Eine gerichtliche Auflö­
sung des Arbeitsverhältnisses gegen Zahlung ei­
ner Abfindung kommt daher nicht in Betracht. 

Ebenso kommt eine Auflösung des Arbeitsver- 309 
hältnisses gegen Zahlung einer Abfindung nicht 
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in Betracht, wenn sich eine ausgesprochene Kün­
digung als sozial gerechtfertigt und damit nicht 
sozialwidrig erweist, wenn also der Arbeitgeber 
zu Recht aus triftigen Gründen im Verhalten oder 
in der Person des Arbeitnehmers oder aus drin­
genden betrieblichen Erfordernissen nach § 1 
Abs. 2 KSchG gekündigt hat. In einem solchen 
Fall wird das Arbeitsgericht die Kündigungs­
schutzklage des Arbeitnehmers zurückweisen, 
womit sich automatisch ein Auflösungsantrag 
von Arbeitnehmer oder Arbeitgeber erledigt. 
Also: Bei unbegründeter Kündigungsschutzklage 
kann es nicht zu einer gerichtlichen Auflösung 
des Arbeitsverhältnisses gegen Zahlung einer 
Abfindung kommen. 

Beispiel: 

Ein Arbeitnehmer wird nach wiederholter Ahmah­
nung wegen arbeitsverweigernden Verhaltens bei 
einem erneuten Fehlverhalten nach vorheriger 
ordnungsgemäßer Anhörung des Betriebsrates 
fristgerecht gekündigt. Er erhebt insoweit Kündi­
gungsschutzklage und beantragt die Auflösung 
des Arbeitsverhältnisses gegen Zahlung einer Ab­
findung. 

Weist der Arbeitgeber nun in dem Kündigungs­
rechtsstreit die Kündigungsgründe nach und muss 
deshalb die Kündigungsschutzklage abgewiesen 
werden, so erledigt sich hiermit auch der Auflö­
sungsantrag des Arbeitnehmers. 

3. Aus anderen Gründen unwirksame Kündigung 

310 Ist eine Kündigung des Arbeitsverhältnisses 
schon aus anderen Gründen als der Sozialwidrig­
keit wirksam oder nichtig, beispielsweise nach 
§ 9 MuSchG, §§ 85 ff. SGB IX oder§ 102 BetrVG, 
so ist zu unterscheiden: 

a) Auflösungsantrag des Arbeitnehmers 

311 Stellt der Arbeitnehmer bei der Unwirksamkeit 
einer Kündigung aus sonstigen Gründen einen 
Auflösungsantrag, so hängt die Entscheidung 
hierüber davon ab, ob die Kündigung auch sozi­
alwidrig ist. 

Ist die Kündigung auch sozialwidrig, so kann es 
zur gerichtlichen Auflösung des Arbeitsverhält­
nisses gegen Zahlung einer Abfindung kommen. 
Ist dagegen die Kündigung "nur unwirksam", 
nicht aber sozialwidrig, so kann der Arbeitneh­
mer mit seinem Auflösungsantrag nicht durch­
dringen. 

Beispiel: 

Ein Arbeitnehmer wird wegen wiederholter Ar­
beitsverweigerung nach Ahmahnung ohne Anhö­
rung des Betriebsrats fristgerecht gekündigt. Der 
Arbeitnehmer erhebt hiergegen Kündigungs­
schutzklage und beantragt die Auflösung des Ar­
beitsverhältnisses gegen Abfindung. 

Hier ist die Kündigung ohne weiteres wegen Ver­
stoßes gegen§ 102 BetrVG unwirksam. 

Der Erfolg des Auflösungsantrages hängt dagegen 
zunächst davon ab, ob die Kündigung auch mate-
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riell aus verhaltensbedingten Gründen nicht sozial 
gerechtfertigt ist. 

Also: Der Arbeitnehmer kann mit seinem Auflö­
sungsantrag bei aus sonstigen Gründen unwirk­
samer Kündigung Erfolg haben, wenn die Kündi­
gung auch sozialwidrig ist (BAG v. 28.8.2008, 
2 AZR 63/07, NZA 2009, 275). 

b) Auflösungsantrag des Arbeitgebers 

Der Arbeitgeber demgegenüber kann mit seinem 312 
Auflösungsantrag nur durchdringen, wenn die 
Kündigung "nur" sozialwidrig und nicht auch 
aus anderen Gründen nichtig ist (BAG v. 
28.8.2008, 2 AZR 63/07, NZA 2009, 275) . Denn 
wenn sich der Arbeitnehmer auf besondere Kün­
digungsschutzvorschriften zu seinen Gunsten 
beruft, die eine ausgesprochene Kündigung 
nichtig machen, so muss es dem Arbeitgeber ver­
wehrt sein, hieraus dennoch die Auflösung des 
Arbeitsverhältnisses abzuleiten. Von diesem 
Grundsatz lässt das Bundesarbeitsgericht aller­
dings eine Ausnahme zu, wenn sich die Nichtig-
keit einer Kündigung aus einer Vorschrift ergibt, 
die nicht den besonderen Schutz des Arbeitneh­
mers bezweckt (BAG v. 24.11.2011, 2 AZR 429/ 
10, NZA 2012, 610). 

Unschädlich ist es auch, wenn der Arbeitgeber 
zusätzlich weitere Kündigungssachverhalte gel­
tend macht, die aus anderen Gründen die Un­
wirksamkeit der Kündigung begründen (BAG v. 
21.9.2000, 2 AZN 576/00, NZA 2001, 102). 

4. Speziell Sozialwidrigkeit und Rücknahme der 
Kündigung 

Eine Fallgestaltung aus der Praxis, die nicht sel- 313 
ten auftritt, ist die: Der Arbeitgeber kommt nach 
Kündigung und nach erhobener Kündigungs­
schutzklage des Arbeitnehmers zu dem Ent­
schluss, die Kündigung nicht weiterverfolgen zu 
wollen. Er erklärt deshalb die Rücknahme der 
Kündigung oder auch ein Anerkenntnis des Kün­
digungsschutzantrages des Arbeitnehmers im 
Prozess. Hierzu mag ihn beispielsweise die Er­
wägung geführt haben, seine Position im Prozess 
sei wenig aussichtsreich, oder auch die Überle­
gung, die Kündigung sei beispielsweise wegen 
Verstoß gegen § 102 BetrVG nichtig, sie solle 
fehlerfrei wiederholt werden, oder auch einfach 
die Überlegung, eine absehbare Verurteilung zu 
einer Abfindungszahlung komme zu teuer. In 
solchen Fällen stellt sich die Frage nach dem 
Schicksal eines schon gestellten oder nachträg-
lich angebrachten Auflösungsantrages des Ar­
beitnehmers. 

Hierzu sagt die Rechtsprechung, dass die Rück­
nahme oder das Anerkenntnis eines Kündi­
gungsschutzantrages durch den Arbeitgeber bei 
einer - auch sozialwidrigen - Kündigung 

einen vorher gestellten Auflösungsantrag 
des Arbeitnehmers, 

aber auch einen alsbald nachträglich gestell­
ten Auflösungsantrag des Arbeitnehmers 
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(BAG v. 19.8.1982, 2 AZR 230/80, NJW 1983, 
1628), 

nicht beeinflussen oder gegenstandslos machen 
kann. Mit dem Ausspruch der Kündigung hat der 
Arbeitgeber sich also nicht nur in das allgemeine 
Risiko der Wirksamkeit oder Unwirksamkeit der 
Kündigung begeben, sondern auch bereits in das 
Risiko, dass das Arbeitsverhältnis gegen Zahlung 
einer Abfindung gerichtlich aufgelöst werden 
könnte. 

5. Zeitpunkt der Antragstellung 

314 Das Arbeitsgericht kann, wie bereits gesagt, das 
Arbeitsverhältnis nicht von sich aus auflösen, 
auch wenn es erkennen sollte, dass unstreitig 
und klar und eindeutig Auflösungsgründe vor­
liegen. 

Der erforderliche Auflösungsantrag kann im ge· 
samten Verlauf des Kündigungsschutzverfahrens 
gestellt werden, sei es gleich mit Erhebung der 
Kündigungsschutzklage, sei es im weiteren Ver­
lauf des Verfahrens der ersten Instanz bis zur 
letzten mündlichen Verhandlung des Arbeitsge­
richts. Darüber hinaus kann der Antrag aber 
auch noch in der Berufungsinstanz, und zwar 
auch dort bis zum Zeitpunkt der letzten mündli­
chen Verhandlung, gestellt werden, wie aus­
drücklich in § 9 Abs. 1 Satz 3 KSchG vorgesehen. 
Ein spät gestellter Auflösungsantrag, möglicher­
weise gestellt in Verzögerungstaktik, kann daher 
nicht als verspätet zurückgewiesen werden, son­
dern muss materiell behandelt und beschieden 
werden. 

6. Auflösungsantrag des Arbeitnehmers 

a) Unzumutbarkeitsfragen 

315 Der Arbeitnehmer kann nach § 9 Abs. 1 Satz 1 
KSchG die Auflösung seines Arbeitsverhältnisses 
beantragen, wenn ihm die Fortsetzung seines Ar­
beitsverhältnisses nicht zuzumuten ist. 

Nach der früheren, strengen Rechtsprechung des 
Bundesarbeitsgerichts zum Unzumutbarkeitsbe­
griff waren diese Voraussetzungen nur gegeben, 
wenn ein Anlass vorlag, der den Arbeitnehmer 
zur außerordentlichen Kündigung seines Arbeits­
verhältnisses berechtigt hätte. 

Nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsge­
richts stimmt der Begriff der Unzumutbarkeit in 
§ 9 KSchG nicht mit dem Begriff der Unzumut­
barkeit in § 626 Abs. 1 BGB überein. Es genügt 
aber auch nicht alleine die Sozialwidrigkeit der 
Kündigung. Vielmehr bedarf es zusätzlicher Um­
stände, die darauf schließen lassen, dass die Fort­
setzung des Arbeitsverhältnisses auf unbe­
stimmte Dauer unzumutbar ist (BAG v. 11.7.2013, 
2 AZR 241/12, NZA 2013, 1259). 

316 Die Unzumutbarkeit kann sich dabei einerseits 
aus Vorgängen und Äußerungen vor Ausspruch 
der Kündigung selbst oder auch im Kündigungs­
zusammenhang ergeben, andererseits aber ge­
rade auch aus Umständen und Äußerungen wäh­
rend und im Kündigungsschutzprozess. 
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Beispiel: 

Beleidigende, abqualifizierende und beschimp· 
fende Äußerungen des Arbeitgebers vor Aus· 
spruch der Kündigung, etwa um den Arbeitneh· 
mer zu einem .,freiwilligen" Ausscheiden zu be· 
wegen, können Unzumutbarkeitsgründe sein. 

Das Gleiche gilt, wenn der Arbeitgeber etwa der· 
artige Erklärungen und Äußerungen im Kündi· 
gungsschreiben oder in Schriftsätzen oder in der 
mündlichen Verhandlung des Kündigungsschutz· 
prozesses abgibt. 

Es bleibt jedoch zu beachten, dass auch die- ein­
geschränkten- Anforderungen an die Unzumut­
barkeitsgründe hoch angesetzt sind entspre­
chend dem eigentlichen Ziel des gesetzlichen 
Kündigungsschutzes, nämlich der Erhaltung des 
Arbeitsplatzes bei unwirksamer Kündigung. Ins­
besondere reicht die Verteidigung der Kündi­
gungsgründe durch den Arbeitgeber vor dem 
Prozess und im Kündigungsschutzprozess zur 
Begründung der Unzumutbarkeit regelmäßig 
nicht aus, wenn der Arbeitgeber sein Vorbrin­
gen, das sich möglicherweise als unrichtig oder 
nicht beweisbar herausstellt, in sachlicher Form 
ausführt. Vorsätzliche Falschausführungen, aus 
denen erkennbar wird, dass der Arbeitgeber un­
ter allen Umständen die Beendigung des Arbeits­
verhältnisses herbeiführen will, sind demgegen­
über als Unzumutbarkeitsgründe anzusehen. 

bl Beweisfragen 

Die Darlegungs- und Beweislast für seine Auflö- 317 
sungsgründe trifft im Übrigen den Arbeitnehmer. 

c) Neue Arbeitsstelle kein Auflösungsgrund 

Um einem anderen, nicht selten anzutreffenden 318 
Irrtum entgegenzutreten: Die Tatsache, dass der 
Arbeitnehmer während des laufenden Kündi­
gungsschutzprozesses eine anderweitige und 
ihm genehme neue Arbeitsstelle gefunden hat, 
rechtfertigt für sich allein den Auflösungsantrag 
nicht. Der Arbeitnehmer hat jedoch nach § 12 
KSchG die Möglichkeit, nach gewonnenem Kün­
digungsschutzprozess innerhalb einer Frist von 
einer Woche nach Rechtskraft des Urteils durch 
schriftliche Erklärung gegenüber dem alten Ar­
beitgeber die weitere Fortsetzung des Arbeits­
verhältnisses abzulehnen. Mit Zugang dieser Er­
klärung endet das alte Arbeitsverhältnis mit 
allen Konsequenzen und ohne Abfindungsan­
spruch (--7 Rz. 33) . 

7. Auflösungsantrag des Arbeitgebers 

Auch der Arbeitgeber kann nach § 9 Abs. 1 319 
Satz 2 KSchG den Antrag auf Auflösung des Ar­
beitsverhältnisses gegen Zahlung einer Abfin­
dung stellen unter der Voraussetzung, dass 
Gründe vorliegen, die eine den Betriebszwecken 
dienliche weitere Zusammenarbeit zwischen Ar­
beitgeber und Arbeitnehmer nicht erwarten las­
sen. Dabei kann und darf das Gericht nur die 
vom Arbeitgeber vorgetragenen Auflösungs­
gründe berücksichtigen, auf die er sich berufen 
hat, nicht etwa auf sonstige Gründe, mögen sie 
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auch dem Gericht bekannt oder offenkundig sein 
(BAG v. 30.9.1976, 2 AZR 402175, NJW 1977, 
695) . 

Insoweit kann sich der Arbeitgeber auch auf 
Gründe berufen, zu denen der Personalrat/Be­
triebsrat nicht angehört worden ist (BAG v. 
10.10.2002, 2 AZR 598/01, DB 2003, 999) . 

Wichtig: Der Auflösungsantrag durch den Ar­
beitgeber kann nur gestellt werden, wenn er eine 
fristgerechte Kündigung des Arbeitsverhältnis­
ses ausgesprochen hat. Bei einer außerordentli­
chen (fristlosen) Kündigung aus wichtigem 
Grund durch den Arbeitgeber hat nur der Arbeit­
nehmer die Berechtigung zu einem Auflösungs­
antrag. Ein Auflösungsantrag des Arbeitgebers 
ist hier nach § 13 Abs. 1 KSchG ausdrücklich aus­
geschlossen. 

320 Wie lassen sich nun die Auflösungsgründe für 
den Arbeitgeber umschreiben? Insoweit ist zu­
nächst festzuhalten, dass nach dem Ziel des Kün­
digungsschutzgesetzes, dem Arbeitnehmer i.S. 
eines Bestandsschutzes den Arbeitsplatz bei sozi­
alwidrigen Kündigungen zu erhalten, an den 
Auflösungsantrag des Arbeitgebers strenge An­
forderungen zu stellen sind (BAG v . 23.2.2010, 
2 AZR 554/08, NZA 2010, 1123). Maßgeblicher 
Beurteilungszeitpunkt ist dabei der Zeitpunkt 
der Entscheidung über den Auflösungsantrag mit 
einer gebotenen Vorausschau hinsichtlich der 
zukünftigen Gestaltung des Arbeitsverhältnisses, 
wobei an sich geeignete Gründe durch die zeitli­
che Entwicklung an Gewicht verloren haben 
können (BAG v. 7.3.2002, 2 AZR 158/01, DB 
2003, 50). 

Insoweit reichen allgemeine Redewendungen, 
etwa dahingehend, die Vertrauensgrundlage sei 
entfallen, es seien unüberbrückbare Zerwürf­
nisse eingetreten, ebenso wenig aus wie eine Be­
gründung mit wirtschaftlichen oder betrieblichen 
Schwierigkeiten. 

Demgegenüber können mit Tatsachen begrün­
dete Zweifel an der charakterlichen Festigkeit 
des Arbeitnehmers oder ein bedenkliches Ver­
halten gegenüber Arbeitskollegen und Vorge­
setzten den Auflösungsantrag des Arbeitgebers 
stützen, insbesondere auch ein Fehlverhalten des 
Arbeitnehmers gegenüber dem Arbeitgeber im 
Prozess oder auch außerhalb des Prozesses, um 
den Ausgang des Kündigungsschutzprozesses 
günstig zu beeinflussen. Das Verhalten eines 
Prozessbevollmächtigten des Arbeitnehmers, 
beispielsweise seines Rechtsanwaltes oder Ge­
werkschaftsvertreters, kommt dagegen als Auflö­
sungsgrund nur dann in Betracht, wenn der Ar­
beitnehmer sich dieses zu eigen macht und sich 
auch nachträglich nicht distanziert (BAG v. 
23.2 .2010, 2 AZR 554/08, NZA 2010, 1123). 

Die Darlegungs- und Beweislast für die von ihm 
vorgebrachten Auflösungsgründe trifft im Übri­
gen den Arbeitgeber. 

8. Auflösungsantrag bei leitenden Angestellten 

321 Handelt es sich bei dem gekündigten Arbeitneh­
mer um einen leitenden Angestellten i.S.d. § 14 
Abs. 2 KSchG - Geschäftsführer, Betriebsleiter 
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oder ähnliche Personen, soweit sie zur selbstän­
digen Einstellung oder Entlassung von Arbeit­
nehmern befugt sind -, so kann der Arbeitgeber 
die Auflösung des Arbeitsverhältnisses gegen 
Zahlung einer Abfindung ohne irgendeine Be­
gründung beantragen. Das Gericht muss also bei 
dieser Gruppe von Angestellten dem Auflö­
sungsantrag des Arbeitgebers, die Sozialwidrig­
keit der Kündigung vorausgesetzt, in jedem Fall 
entsprechen und eine Abfindung festsetzen. 

9. Auflösungsantrag beider Parteien 

Im Kündigungsschutzprozess können selbstver- 322 
ständlich beide Parteien von ihrem Recht auf ei-
nen Auflösungsantrag Gebrauch machen, sei es 
durch gleichzeitige Abgabe entsprechender Er­
klärungen, sei es in zeitlichem Abstand. Insoweit 
ist bisher höchstrichterlich nicht entschieden, ob 
das Gericht auf jeden Fall das Arbeitsverhältnis 
gegen Zahlung einer Abfindung auflösen muss, 
weil dies jedenfalls beide Parteien im Ergebnis 
wünschen, oder ob der eine oder der andere An­
trag oder gar beide zurückgewiesen werden kön­
nen, weil die Voraussetzungen nicht erfüllt seien. 

In der Praxis wird das Gericht bei wechselseiti­
gem Auflösungsantrag jedenfalls das Arbeitsver­
hältnis auflösen gegen Zahlung einer Abfindung, 
wobei es sich bei der Höhe der Abfindung aus­
wirken wird, welcher der Auflösungsanträge als 
begründet oder unbegründet erscheint, wobei 
zunächst der Auflösungsantrag des Arbeitneh­
mers zu prüfen ist, weil es sich bei dem Arbeitge­
berantrag regelmäßig um einen bloßen Hilfsan­
trag handeln wird. 

In gleicher Richtung ist es zu werten, wenn Ar- 323 
beitnehmer oder Arbeitgeber den Auflösungsan­
trag stellen und die Gegenseite sich dem Antrag 
anschließt oder einen Gegenantrag stellt und da-
mit nicht widerspricht. Auch insoweit bindet sich 
die gerichtliche Praxis an die übereinstimmende 
Auffassung beider Parteien, das Arbeitsverhält-
nis nicht mehr fortsetzen zu wollen. 

Haben in einem Kündigungsschutzprozess beide 
Parteien einen Auflösungsantrag gestellt und löst 
das Arbeitsgericht daraufhin das Arbeitsverhält­
nis auf, so ist der Arbeitnehmer, der die Höhe der 
festgesetzten Abfindung nicht angreift, durch 
dieses Urteil nicht beschwert und seine Berufung 
deshalb unzulässig, auch wenn das Arbeitsge­
richt das Arbeitsverhältnis auf den Antrag des 
Arbeitgebers hin auflöst. 

Der Arbeitnehmer kann in einem derartigen Fall 
nicht allein mit dem Ziel Berufung einlegen, sei­
nen erstinstanzlieh gestellten Auflösungsantrag 
zurückzunehmen und eine Fortsetzung des Ar­
beitsverhältnisses zu erreichen (BAG v. 
23.6.1993, 2 AZR 56/93, DB 1993, 2539) . 

10. Die Auflösungsentscheidung des Gerichts/ 
Auflösungszeitpunkt 

Sind die dargestellten Voraussetzungen für eine 324 
Auflösungsentscheidung des Gerichts gegeben, 
so löst das Gericht durch Urteil das Arbeitsver­
hältnis auf nach § 9 Abs. 2 KSchG. 
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Bei einer ausgesprochenen fristgerechten Kündi­
gung wird dabei als Auflösungszeitpunkt das 
Ende der ordentlichen Kündigungsfrist festge­
setzt. 

Wird bei einer fristlosen Kündigung des Arbeit­
gebers dem Auflösungsantrag des Arbeitneh­
mers entsprochen, ist als Auflösungszeitpunkt 
der Zugang der fristlosen Kündigung anzusetzen 
(§ 13 Abs. 1 Satz 4 KSchG). Hat der Arbeitgeber 
demgegenüber eine außerordentliche und vor­
sorglich eine ordentliche Kündigung ausgespro­
chen und kann eine außerordentliche Kündigung 
in eine ordentliche Kündigung umgedeutet wer­
den, so hat es der den Auflösungsantrag stel­
lende Arbeitnehmer in der Hand, durch entspre­
chende Erklärung die Auflösung des Arbeitsver­
hältnisses nur im Hinblick auf die ordentliche 
Kündigung zu beantragen. In einem solchen Fall 
ist das Arbeitsverhältnis wiederum zum ordentli­
chen Kündigungstermin aufzulösen (bei Sozial­
widrigkeit der ordentlichen Kündigung) (BAG v. 
25.11.1982, 2 AZR 21/81, DB 1984, 883). 

11. Sonstige Auflösungsfragen 

325 Mit dem rechtskräftigen Auflösungsurteil wird 
das Arbeitsverhältnis zu dem festgesetzten Auf­
lösungszeitpunkt beendet. Der Arbeitnehmer hat 
nur bis zu diesem Auflösungszeitpunkt einen An­
spruch auf Arbeitsentgelt, soweit die Vorausset­
zungen des Annahmeverzuges des Arbeitgebers 
gegeben sind. Für die Zeit nach dem Auflösungs­
zeitpunkt bestehen keine Entgeltansprüche für 
den Arbeitnehmer. Deshalb ist auch ein Scha­
denersatzanspruch des Arbeitnehmers wegen 
Verlust des Arbeitsentgeltes für die Zeit nach der 
gerichtlichen Auflösung ausgeschlossen; hierfür 
erhält der Arbeitnehmer unter anderem ja die 
Abfindung. 

Andere Schadensersatzanspruche des Arbeit­
nehmers werden jedoch durch die Auflösung und 
Abfindung nicht beriihrt. 

12. Die Abfindungsentscheidung des Gerichts 

326 Wegen der bei einem Auflösungsurteil fehlenden 
sozialen Rechtfertigung der Kündigung des Ar­
beitsverhältnisses muss das Gericht nach § 9 
Abs. 1 KSchG den Arbeitgeber zur Zahlung einer 
Abfindung verurteilen, deren Höhe sich nach 
§ 10 KSchG richtet. Insoweit wird auf die Darstel­
lung zum Stichwort .,Abfindung/Arbeitsrecht" 
(-7 Rz. 32 ff.) verwiesen. 

Aufwiegelung 
-7 Betriebsfrieden 

1. Begriffliches 

327 Unter Aufwiegelung oder Agitation als Unter­
fälle der Störung des Betriebsfriedens oder der 
Treuepflichtverletzung ist ein Verhalten des Ar­
beitnehmers zu verstehen, mit dem er seine Ar­
beitskollegen zu Pflichtverletzungen oder zum 
Vertragsbruch oder allgemein zu oppositionel-
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lern Verhalten auffordert oder aufhetzt, beispiels­
weise zur Bummelarbeit oder gar zu rechtswidri­
gen Arbeitsniederlegungen. 

Ein derartiges Verhalten stellt einen Vertragsver­
stoß verhaltensbedingter Art dar. 

Die unzulässige Aufwiegelung ist abzugrenzen 
gegen die zulässige Absprache unter Arbeitskol­
legen, wie man gemeinsam gegen vermeintlich 
rechtswidrige oder vertragswidrige Maßnahmen 
des Arbeitgebers vorzugehen beabsichtigt. 

2. Konsequenzen für das Arbeitsverhältnis 

Die rechtswidrige Aufwiegelung berechtigt den 328 
Arbeitgeber zur Abmahnung, zur fristgerechten 
und bei schwerwiegendem Fehlverhalten auch 
zur fristlosen Kündigung des Arbeitsverhältnis-
ses. Auch im Vertrauensbereich besteht grund­
sätzlich ein Ahmahnungserfordernis (BAG v. 
9.6.2011, 2 AZR 381/10, NZA 2011, 1027). 

3. Checkliste 

1. Feststellung des Aufwiegelungsverhaltens 329 

2. Prüfung der Rechtswidrigkeit 

3. Sicherung der Beweismöglichkeiten 

4. Entscheidung über die zu treffende Sanktion 

4. Praxishinweis 

Die Abgrenzung der unzulässigen Aufwiegelung 330 
gegenüber dem zulässigen Vorgehen gegenüber 
Arbeitgebermaßnahmen kann im Einzelfall 
schwierig sein. In Zweifelsfällen wird man es da-
her bei einer Ahmahnung belassen müssen. 

Ausbildungsverhältnis/Kündigung 
In Anbetracht der umfangreichen Ausführungen 
zu diesem Stichwort wird die folgende Übersicht 
als Orientierungshilfe vorangestellt. 
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